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3. Instanz

Datum -

Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts
KarlsruheÂ Â vom 14.Â April 2020 wird zurÃ¼ckgewiesen.Â 

AuÃ�ergerichtliche Kosten auch des Berufungsverfahrens sind nicht zu
erstatten.

Â 

Tatbestand

Zwischen den Beteiligten ist die GewÃ¤hrung einer Rente wegen Erwerbsminderung
streitig.

Die 1967 geborene KlÃ¤gerin erlernte von 1983 bis 1985 den Beruf der
VerkÃ¤uferin und war nachfolgend bis Dezember 1992 Ã¼berwiegend als
VerkÃ¤uferin und BÃ¼rokauffrau versicherungspflichtig beschÃ¤ftigt. Nach einer
sich anschlieÃ�enden Familienpause, wÃ¤hrend der sie zeitweise geringfÃ¼gig
beschÃ¤ftigt war, war die KlÃ¤gerin von April 1998 bis MÃ¤rz 2004 als
kaufmÃ¤nnische Angestellte tÃ¤tig. Nachfolgend war sie bis Februar 2010 arbeitslos
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und wiederum geringfÃ¼gig beschÃ¤ftigt. Im MÃ¤rz 2010 nahm sie erneut eine
versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung auf und war als BÃ¼rofachkraft tÃ¤tig.
Nach Eintritt von ArbeitsunfÃ¤higkeit am 12. August 2015 wurde das
ArbeitsverhÃ¤ltnis durch arbeitgeberseitige KÃ¼ndigung zum 30. September 2017
beendet. Zwischenzeitlich war die KlÃ¤gerin im Zeitraum vom 1. Januar 2016 bis 5.
August 2017 geringfÃ¼gig beschÃ¤ftigt. Die KlÃ¤gerin bezog nach Ablauf des
Entgeltfortzahlungszeitraums zunÃ¤chst Krankengeld und ab 8. Januar 2017 â�� mit
Unterbrechung durch eine versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung (1. bis 17.
November 2017) â�� zunÃ¤chst Arbeitslosengeld und nachfolgend Arbeitslosengeld
II. Eine versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigung nahm die KlÃ¤gerin nicht mehr auf.

Am 8. Oktober 2015 beantragte die KlÃ¤gerin (erstmals) die GewÃ¤hrung einer
Rente wegen Erwerbsminderung zu deren BegrÃ¼ndung sie als
GesundheitsstÃ¶rungen einen Morbus Crohn, Depressionen, Cluster-
Kopfschmerzen, ein LipÃ¶dem und ein LymphÃ¶dem, eine chronisch venÃ¶se
Insuffizienz, eine posttraumatische BelastungsstÃ¶rung, ein Asthma bronchiale und
einen Zustand nach (Z.n.) Struma nodosa auffÃ¼hrte, wodurch sie derzeit keine
beruflichen TÃ¤tigkeiten verrichten kÃ¶nne. ErgÃ¤nzend zu dem unter dem 21.
Oktober 2015 ausgefÃ¼llten â��SelbsteinschÃ¤tzungsbogenâ�� der Beklagten gab
die KlÃ¤gerin an, die Cluster-Kopfschmerzen belasteten sie am stÃ¤rksten. Als diese
vor acht Jahren angefangen hÃ¤tten, seien sie einmal im Jahr, meistens im
November fÃ¼r ca. sieben Wochen aufgetreten. Mittlerweile trÃ¤ten jÃ¤hrlich drei
SchÃ¼be zu je sieben Wochen auf und der letzte, gerade Ã¼berstandene Schub
habe sogar 12 Wochen gedauert. Nach Beiziehung medizinischer Unterlagen und
Einholung eines Gutachtens bei der D aufgrund Untersuchung der KlÃ¤gerin am 14.
Dezember 2015 (Diagnosen: Dysthymia, chronische SchmerzstÃ¶rung mit
somatischen und psychischen Faktoren [jeweils ohne wesentliche EinschrÃ¤nkung
des Lebensradius]; leichte TÃ¤tigkeiten mit qualitativen EinschrÃ¤nkungen seien
sechs Stunden und mehr mÃ¶glich) lehnte die Beklagte den Antrag der KlÃ¤gerin
mit Bescheid vom 29. Dezember 2015 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids
vom 22. Juni 2016 ab. In dem anschlieÃ�enden Klageverfahren vor dem
Sozialgericht Karlsruhe (SG; SÂ 12 R 2442/16) hÃ¶rte das SG die behandelnden
Ã�rzte der KlÃ¤gerin (A; S; S1) schriftlich als sachverstÃ¤ndige Zeugen und holte
das neurologisch-psychiatrisch-schmerzmedizinische Gutachten des R in der
S2Klinik B, vom 29. MÃ¤rz 2017 aufgrund Untersuchung der KlÃ¤gerin am 16.
Februar 2017 ein. Der SachverstÃ¤ndige ging diagnostisch von einer leichtgradigen,
anhaltenden somatoformen SchmerzstÃ¶rung und einer Dysthymia sowie einem
Cluster-Kopfschmerz aus und erachtete die KlÃ¤gerin fÃ¼r in der Lage, leichte
kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten unter BerÃ¼cksichtigung qualitativer EinschrÃ¤nkungen
(ohne Heben und Tragen von Lasten Ã¼ber 10 kg, vorzugsweise im Wechsel
zwischen Stehen, Gehen und Sitzen, ohne Zwangshaltung der WirbelsÃ¤ule oder
der ExtremitÃ¤ten, ohne Arbeiten auf Leitern oder GerÃ¼sten, ohne Arbeiten unter
Exposition von KÃ¤lte, WÃ¤rme, Staub, Gasen, DÃ¤mpfen oder NÃ¤sse, ohne
Akkord- oder FlieÃ�bandarbeiten, ohne Nachtschicht) sechs Stunden und mehr zu
verrichten. Im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung am 22.Â August 2017 nahm
die KlÃ¤gerin die Klage zurÃ¼ck.

Ausgangspunkt des vorliegenden Verfahrens ist der (weitere) Rentenantrag der
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KlÃ¤gerin vom 23.Â Januar 2018, den sie mit den GesundheitsstÃ¶rungen
GebÃ¤rmutterkarzinom, Morbus Crohn, Struma nodosa, Cluster, mittelgradige
Depression, Lip-/LymphÃ¶dem, Upside-down-Magen mit Zwerchfellhochstand und
Schmerzen am ganzen KÃ¶rper begrÃ¼ndete. Sie fÃ¼hrte weiter aus, bei Cluster-
SchÃ¼ben kÃ¶nne sie keine TÃ¤tigkeiten ausÃ¼ben; zur Zeit trÃ¤ten SchÃ¼be
drei- bis viermal jÃ¤hrlich fÃ¼r mindestens elf Wochen auf. Zu einer Ã¤rztlichen
Untersuchung kÃ¶nne sie derzeit nur schwer kommen, da sie sich seit vier Wochen
im Schub befinde. Die Beklagte zog den Entlassungsbericht des K in der R1klinik B1,
vom 23. Oktober 2017 Ã¼ber die stationÃ¤re multimodale Schmerztherapie der
KlÃ¤gerin vom 9.Â bis 20. Oktober 2017 bei, holte den Befundbericht des S3 vom
12. Februar 2018 ein und veranlasste eine sozialmedizinische Stellungnahme des
S4, der unter dem 14.Â Februar 2018 ausfÃ¼hrte, dass der Klinikaufenthalt zu einer
deutlichen Besserung der Gesamtsituation gefÃ¼hrt habe. Soweit die KlÃ¤gerin
eine erhebliche Verschlechterung seit vier Wochen angegeben habe, mÃ¼sse der
weitere Verlauf in den nÃ¤chsten fÃ¼nf Monaten abgewartet werden. Aktuell liege
noch keine mehr als sechs Monate anhaltende und vorauszusehende
Leistungsminderung vor.

Mit Bescheid vom 15. Februar 2018 lehnte die Beklagte den Antrag der KlÃ¤gerin
mit der BegrÃ¼ndung ab, sie leide zwar unter den nÃ¤her aufgefÃ¼hrten
Krankheiten oder Behinderungen, jedoch fÃ¼hrten die hieraus resultierenden
EinschrÃ¤nkungen nicht zu einem Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung,
da sie nach medizinischer Beurteilung noch mindestens sechs Stunden tÃ¤glich
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarktes erwerbstÃ¤tig
sein kÃ¶nne und mit diesem LeistungsvermÃ¶gen die Voraussetzungen fÃ¼r die
beantragte Rente nicht erfÃ¼llt seien. Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin Widerspruch
und machte geltend, die AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen R in seinem im
Verfahren S 12 R 2442/16 eingeholten Gutachten seien bereits mehr als ein Jahr alt
und kÃ¶nnten nur noch bedingt herangezogen werden. Die aktuelle Befundsituation
sei durch einen andauernden Cluster-Kopfschmerz gekennzeichnet, der auch durch
die multimodale Schmerztherapie in der R1klinik B1 nicht habe gebessert werden
kÃ¶nnen. Insoweit kÃ¶nne den AusfÃ¼hrungen des S4 nicht gefolgt werden. Aus
dem Bericht lasse sich nur eine Besserung der Anfallsepisode entnehmen, was auf
die Verapamil-Langzeitprophylaxe zurÃ¼ckgefÃ¼hrt werde. Aktuell liege ein lang
andauernder Clusterschub seit Ende des Jahres vor, der nun mit
CannabisprÃ¤paraten behandelt werden solle, die von der Krankenkasse bisher
jedoch nicht genehmigt worden seien. Verschlechtert habe sich auch die psychische
Situation, wobei sie unter schweren Depressionen im Sinne von Verstimmungs- und
VersagungsÃ¤ngsten leide und diverse PrÃ¤parate in hÃ¶chster Dosis einnehme.
Sie sei fÃ¼r eine psychische Zusatzbehandlung vorgemerkt und warte auf einen
Therapieplatz. Nach nochmaliger Hinzuziehung des S4, der in seiner Stellungnahme
vom 24. April 2018 an seiner bisher vertretenen Auffassung festhielt, wies der
Widerspruchsausschuss der Beklagten den Widerspruch der KlÃ¤gerin mit
Widerspruchsbescheid vom 20. Juni 2018 mit der weiteren BegrÃ¼ndung zurÃ¼ck,
der Entlassungsbericht der R1klinik B1 beschreibe klar eine deutliche
Symptomverbesserung unter der Verapamil-Langzeitprophylaxe und fÃ¼r die
Akuttherapie bestehe derzeit die Option eines Therapieplatzes fÃ¼r die psychische
Zusatzbehandlung. Es sei noch keine mehr als sechs Monate anhaltende und
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vorauszusehende Minderung des quantitativen LeistungsvermÃ¶gens festzustellen.

Am 20. Juli 2018 erhob die KlÃ¤gerin dagegen beim SG Klage und fÃ¼hrte zur
BegrÃ¼ndung aus, die Cannabis-Therapie habe zwischenzeitlich realisiert und die
unverÃ¤ndert fortbestehenden tÃ¤glich auftretenden Schmerzattacken hÃ¤tten
hierdurch gelindert werden kÃ¶nnen, jedoch komme es durch diese Behandlung zu
sehr groÃ�er MÃ¼digkeit und einem HeiÃ�hunger. Auch die psychischen Probleme
dauerten an. ZusÃ¤tzlich hÃ¤tten sich seit einiger Zeit auch noch schmerzhafte
Anschwellungen in den Fingern und Armen eingestellt, wodurch die
FunktionsfÃ¤higkeit der oberen ExtremitÃ¤ten schmerzhaft beeintrÃ¤chtigt sei;
betroffen sei insbesondere die Feinmotorik beider HÃ¤nde. Im weiteren Verlauf des
Verfahrens legte die KlÃ¤gerin u.a. den Arztbrief des F, vom 27. November 2018
Ã¼ber die am Vortag erfolgte ambulante Vorstellung vor sowie nachfolgend die
Schreiben des U vom 25. MÃ¤rz 2019 und der H vom 14. Mai 2019, jeweils
Gemeinschaftspraxis der K1, und machte eine Verschlechterung des
Gesundheitszustandes aufgrund einer Retraumatisierung geltend. Es sei nun eine
stationÃ¤re Aufnahme in der A1 Klinik, Klinik fÃ¼r Psychosomatik und
Psychotherapie, geplant. Zuletzt legte die KlÃ¤gerin den Entlassungsbericht des T
der A1 Klinik, vom 15. Januar 2020 Ã¼ber die stationÃ¤re Behandlung vom 6.
November 2019 bis 2. Januar 2020 vor.

Die Beklagte trat der Klage unter Vorlage der sozialmedizinischen Stellungnahme
des L vom 22. November 2018 entgegen.

Das SG hÃ¶rte S3 schriftlich als sachverstÃ¤ndigen Zeugen an. In seiner Auskunft
vom 19. September 2018, der ein Karteikartenauszug beigefÃ¼gt war, fÃ¼hrte er
zahlreiche Diagnosen auf und berichtete von einem unverÃ¤ndert schlechten
Gesundheitszustand mit andauerndem Auf und Ab, intermittierenden starken
Clusterschmerzen, depressiven Phasen und fehlender LeistungsfÃ¤higkeit. Bei stark
fluktuierender Stimmungslage und stÃ¤ndig rezidivierender starker subjektiver
Schmerzempfindung sei eine ArbeitsfÃ¤higkeit zur Zeit nicht einschÃ¤tzbar. Das SG
holte sodann das neurologisch-psychiatrische Gutachten des N, vom 8. November
2019 ein, der die KlÃ¤gerin am 21. Oktober 2019 untersuchte. Der
SachverstÃ¤ndige diagnostizierte eine rezidivierende depressive StÃ¶rung, derzeit
mittelgradige Episode, eine AngststÃ¶rung mit Agoraphobie, eine anhaltende
somatoforme SchmerzstÃ¶rung, einen Clusterkopfschmerz sowie einen
vorbeschriebenen Morbus Crohn und erachtete die KlÃ¤gerin fÃ¼r in der Lage,
leichte und gelegentlich mittelschwere kÃ¶rperliche Arbeiten sechs Stunden und
mehr tÃ¤glich zu verrichten. Zu vermeiden seien das Heben und Tragen von Lasten
Ã¼ber 10 kg, dauerndes Stehen und Gehen, gleichfÃ¶rmige KÃ¶rperhaltungen im
HalswirbelsÃ¤ulen- und LendenwirbelsÃ¤ulenbereich, Arbeiten auf Leitern und
GerÃ¼sten, TÃ¤tigkeiten unter Stress und Zeitdruck, wie Akkord-, FlieÃ�band-,
Schicht- und Nachtarbeiten, TÃ¤tigkeiten mit Publikumsverkehr sowie Arbeiten
unter nervlicher Belastung. 

Mit Gerichtsbescheid vom 14. April 2020 wies das SG die Klage ab. GestÃ¼tzt auf
das Gutachten des SachverstÃ¤ndigen N fÃ¼hrte es aus, dass die im Vordergrund
der BeeintrÃ¤chtigungen der KlÃ¤gerin stehenden GesundheitsstÃ¶rungen von
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neurologisch-psychiatrischer Seite ihre LeistungsfÃ¤higkeit zwar qualitativ
einschrÃ¤nkten, der Schweregrad der Erkrankungen bedinge jedoch keine
quantitative Leistungsminderung. Eine abweichende Beurteilung lasse sich auch
nicht aus dem Entlassungsbericht der A1 Klinik herleiten.

Gegen den ihren frÃ¼heren BevollmÃ¤chtigten am 30. April 2020 zugestellten
Gerichtsbescheid hat die KlÃ¤gerin am 26. Mai 2020 beim Landessozialgericht (LSG)
Baden-WÃ¼rttemberg Berufung eingelegt und vorgetragen, das SG habe sich zu
Unrecht nicht auf die Auskunft des S3 gestÃ¼tzt, nach dessen Feststellungen sie an
intermittierenden starken Cluster-Schmerzen, depressiven Phasen sowie einer
komplett fehlenden LeistungsfÃ¤higkeit leide und bei geringster emotionaler
Belastung ein erneuter Ausbruch der schweren somatoformen SchmerzstÃ¶rung
eintrete. Schon die von ihm festgestellten Diagnosen fÃ¼hrten zu einer vollkommen
fehlenden LeistungsfÃ¤higkeit. Wegen der schweren psychischen Probleme habe er
sie in die A1 Klinik eingewiesen. Sie verwies auf die in dem entsprechenden
Entlassungsbericht aufgefÃ¼hrten Diagnosen, denen zu entnehmen sei, dass sie
insbesondere an dem Vollbild einer (bislang wohl unbekannten) posttraumatischen
BelastungsstÃ¶rung leide. Weiter werde ausgefÃ¼hrt, dass zum
Entlassungszeitpunkt ArbeitsunfÃ¤higkeit bestanden habe und eine Berentung als
indiziert angesehen werde. Eine deutliche Symptomentlastung sei durch den
Klinikaufenthalt nicht eingetreten, was angesichts der Schwere und KomorbiditÃ¤t
auch nicht zu erwarten gewesen sei. DemgegenÃ¼ber seien die Feststellungen des
SachverstÃ¤ndigen N unzutreffend. Bei den Vorerkrankungen fehle das allergische
Asthma und die Fibromyalgie und bei der Anamnese habe er zu Unrecht festgestellt,
dass die letzte Kopfschmerz-Cluster-Attacke im Mai 2019 aufgetreten sei. Die
Cluster-Kopfschmerzen trÃ¤ten sowohl tagsÃ¼ber als auch nachts auf und wenn sie
einen Schub habe, dauerten die Schmerzen sechs Stunden. TagsÃ¼ber trÃ¤ten sie
meistens zweimal auf und dauerten dann ein bis zwei Stunden. Die depressive
StÃ¶rung sei derartig stark ausgeprÃ¤gt, dass zumindest in einem Zeithorizont von
fÃ¼nf Jahren von keiner Besserung auszugehen sei. Auch sei sie nicht wegefÃ¤hig;
aufgrund ihrer AngststÃ¶rung kÃ¶nne sie weder Ã¶ffentliche Verkehrsmittel
benutzen noch einen PKW fÃ¼hren. Auch der stationÃ¤re Aufenthalt in der A1 Klinik
habe zu keiner Besserung der LeistungsfÃ¤higkeit gefÃ¼hrt. Sie bemÃ¼he sich um
eine ambulante Traumatherapie, hierfÃ¼r gebe es jedoch keine PlÃ¤tze. Sie legte
ein im Zeitraum vom 8. Oktober 2019 bis 3. Oktober 2020 gefÃ¼hrtes
Schmerztagebuch, AuszÃ¼ge aus der Patientenkartei des S3 und dessen Attest
vom 8. Oktober 2020 vor. Zuletzt hat sie einen exemplarischen Wochenablauf bei
einem Clusterschub zur Veranschaulichung der damit verbundenen
LebensumstÃ¤nde vorgelegt.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Gerichtsbescheid des Sozialgerichts Karlsruhe vom 14. April 2020 aufzuheben
und die Beklagte unter Aufhebung des Bescheids vom 15. Februar 2018 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 20. Juni 2018 zu verurteilen, ihr Rente
wegen Erwerbsminderung ab 1. Februar 2018 zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,
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die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r richtig. 

Der Senat hat H sowie den F1, jeweils Gemeinschaftspraxis der K1 u.a., schriftlich
als sachverstÃ¤ndige Zeugen angehÃ¶rt. In ihrer Auskunft vom 19.Â November
2020 hat H von einer regelmÃ¤Ã�igen psychiatrischen Behandlung seit
16.Â November 2015 zumindest einmal pro Quartal berichtet, wobei eine schwere
depressive StÃ¶rung, eine posttraumatische BelastungsstÃ¶rung, Panikattacken,
ein Cluster-Kopfschmerz sowie ein Morbus Crohn diagnostiziert worden seien. Die
KlÃ¤gerin habe durchgehend ein depressiv Ã¤ngstliches Bild gezeigt, wobei sich
Verschlechterungen insbesondere bei zusÃ¤tzlichem Auftreten massiver Cluster-
Kopfschmerzen gezeigt hÃ¤tten. Eine wesentliche Besserung sei seit
Behandlungsbeginn nicht aufgetreten. F1 hat in seiner Auskunft vom 17. Dezember
2020 Ã¼ber die einmalige Vorstellung in seiner Sprechstunde am 26. Juni 2017
berichtet, wobei die KlÃ¤gerin Ã¼ber Cluster-Kopfschmerzen geklagt habe. Der
Senat hat sodann das Gutachten des B2, Arzt fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie, vom
30. Juni 2021 aufgrund Untersuchung der KlÃ¤gerin am 11.Â Mai 2021 eingeholt.
Der SachverstÃ¤ndige hat von nervenÃ¤rztlicher Seite eine vielschichtige, von jeher
vorbestehende PersÃ¶nlichkeitsakzentuierungen bei gleichzeitig sehr niedrigem
PersÃ¶nlichkeitsstrukturniveau, eine Dysthymia, eine (berichtete) phobische
Symptomatik bzw. Ã�ngste, eine funktionelle (psychosomatische) Ã�berlagerung
der somatischen Beschwerden in Ã�berlappung mit nicht krankheitswertigen
psychogenen Aspekten, einen Z.n. Opioid-AbhÃ¤ngigkeit, einen Cluster-
Kopfschmerz, ein LymphÃ¶dem, einen Morbus Crohn, einen Z.n. wiederholten
Bauch- bzw. Bauchwandeingriffen sowie eine Adipositas beschrieben und Ã¼ber
deutliche Hinweise auf nicht authentische Beschwerdeanteile bzw. simulative
Tendenzen berichtet. Er hat die KlÃ¤gerin fÃ¼r in der Lage erachtet, leichte
TÃ¤tigkeiten vollschichtig zu verrichten. Die TÃ¤tigkeiten sollten zu ebener Erde,
nicht an unmittelbar gefÃ¤hrdenden Maschinen, ohne regelmÃ¤Ã�igen Zeitdruck,
ohne Ã¼berdurchschnittliche Anforderungen an die KonfliktfÃ¤higkeit und ohne
andere Stressfaktoren, wie Nacht- oder Wechselschicht ausgeÃ¼bt werden.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sachverhalts sowie des Vorbringens der
Beteiligten wird Bezug genommen auf die Verfahrensakten des SG und des Senats
sowie die Verwaltungsakten der Beklagten.

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

1. Die nach Â§ 151 Abs. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) form- und fristgerecht
eingelegte Berufung der KlÃ¤gerin ist gemÃ¤Ã� Â§Â§Â 105 Abs. 2 SatzÂ 1, 143 SGG
statthaft und zulÃ¤ssig. Sie bedarf nicht der Zulassung gemÃ¤Ã� Â§Â 144 Abs. 1
Satz 1 SGG, da die KlÃ¤gerin laufende Rentenleistungen fÃ¼r mehr als ein Jahr
begehrt (Â§Â 144 Abs. 1 Satz 2 SGG).

2. Die Berufung der KlÃ¤gerin ist jedoch nicht begrÃ¼ndet. Das SG hat die
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kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage zu Recht abgewiesen. Der Bescheid
der Beklagten vom 15. Februar 2018 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom
20. Juni 2018 (Â§ 95 SGG) ist rechtmÃ¤Ã�ig und verletzt die KlÃ¤gerin nicht in ihren
Rechten. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf GewÃ¤hrung einer Rente wegen
voller oder teilweiser Erwerbsminderung. 

a)Â Versicherte haben nach Â§Â 43 Abs.Â 2 SatzÂ 1 SGBÂ VI Anspruch auf Rente
wegen voller Erwerbsminderung und nach Â§ 43 Abs.Â 1 Satz 1 SGBÂ VI Anspruch
auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bis zum Erreichen der
Regelaltersgrenze (insoweit mit Wirkung zum 1. Januar 2008 geÃ¤ndert durch
Artikel 1 Nr. 12 RV-Altersgrenzenanpassungsgesetz vom 20. April 2007, BGBl.Â I,
S.Â 554), wenn sie voll bzw. teilweise erwerbsgemindert sind (Nr.Â 1), in den letzten
fÃ¼nf Jahren vor Eintritt der Erwerbsminderung drei Jahre PflichtbeitrÃ¤ge fÃ¼r
eine versicherte BeschÃ¤ftigung oder TÃ¤tigkeit haben (Nr.Â 2) und vor Eintritt der
Erwerbsminderung die allgemeine Wartezeit erfÃ¼llt haben (Nr.Â 3). Voll
erwerbsgemindert sind nach Â§Â 43 Abs.Â 2 SatzÂ 2 SGBÂ VI Versicherte, die
wegen Krankheit oder Behinderung auf nicht absehbare Zeit auÃ�er Stande sind,
unter den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarkts mindestens drei
Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig zu sein. Teilweise erwerbsgemindert sind nach 
Â§Â 43 Abs.Â 1 SatzÂ 2 SGBÂ VI Versicherte, die wegen Krankheit oder Behinderung
auf nicht absehbare Zeit auÃ�er Stande sind, unter den Ã¼blichen Bedingungen
des allgemeinen Arbeitsmarkts mindestens sechs Stunden tÃ¤glich erwerbstÃ¤tig
zu sein. Sowohl fÃ¼r die Rente wegen teilweiser als auch fÃ¼r die Rente wegen
voller Erwerbsminderung ist Voraussetzung, dass die ErwerbsfÃ¤higkeit durch
Krankheit oder Behinderung gemindert sein muss. Entscheidend ist darauf
abzustellen, in welchem Umfang ein Versicherter durch Krankheit oder Behinderung
in seiner kÃ¶rperlichen und geistigen LeistungsfÃ¤higkeit beeintrÃ¤chtigt wird und
in welchem Umfang sich eine Leistungsminderung auf die FÃ¤higkeit, erwerbstÃ¤tig
zu sein, auswirkt. Bei einem LeistungsvermÃ¶gen, das dauerhaft eine
BeschÃ¤ftigung von mindestens sechs Stunden tÃ¤glich bezogen auf eine FÃ¼nf-
Tage-Woche ermÃ¶glicht, liegt keine Erwerbsminderung im Sinne des Â§Â 43
Abs.Â 1 und Abs.Â 2 SGBÂ VI vor. Wer noch sechs Stunden unter den Ã¼blichen
Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarkts arbeiten kann, ist nicht
erwerbsgemindert; dabei ist die jeweilige Arbeitsmarktlage nicht zu
berÃ¼cksichtigen (Â§Â 43 Abs.Â 3 SGBÂ VI). Auf nicht absehbare Zeit besteht eine
EinschrÃ¤nkung, wenn sie sich voraussichtlich Ã¼ber einen Zeitraum von
mindestens sechs Monaten erstreckt (Bundessozialgericht [BSG], Urteil vom 23.
MÃ¤rz 1977 â�� 4 RJ 49/76 â�� juris, Rn. 15). 

b) Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben geht der Senat aufgrund der im Verwaltungs- und
Gerichtsverfahren durchgefÃ¼hrten Beweisaufnahme davon aus, dass die KlÃ¤gerin
noch in der Lage ist, zumindest leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen
Arbeitsmarktes wenigstens sechs Stunden tÃ¤glich zu verrichten. Zwar liegen bei
ihr gesundheitliche und daraus resultierende funktionelle EinschrÃ¤nkungen vor, die
ihre berufliche LeistungsfÃ¤higkeit in qualitativer Hinsicht mindern, der Senat
vermag jedoch nicht festzustellen, dass das LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin
darÃ¼ber hinaus auch quantitativ gemindert ist.
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(1) Die KlÃ¤gerin leidet unter GesundheitsstÃ¶rungen, die das neurologisch-
psychiatrische, internistische und orthopÃ¤dische Fachgebiet betreffen. Dabei
stehen die Erkrankungen von neurologisch-psychiatrischer Seite ganz im
Vordergrund der BeeintrÃ¤chtigungen. Der Senat entnimmt dies dem auf den
Rentenantrag der KlÃ¤gerin vom 8. Oktober 2015 durch die Beklagte veranlassten
Gutachten der D und dem im anschlieÃ�enden Klageverfahren S 12 R 2442/16
eingeholten Gutachten des R, die im Wege des Urkundsbeweises verwertet werden
konnten (vgl. etwa BSG, Beschluss vom 14. November 2013 â�� B 9 SB 10/13 B â��
juris, Rn. 6; BSG, Urteil vom 5.Â Februar 2008 â�� B 2 U 8/07Â RÂ â�� juris,
Rn.Â 51) sowie den im anhÃ¤ngigen Rechtsstreit eingeholten Gutachten der
SachverstÃ¤ndigen N und B2. Auch die KlÃ¤gerin Ã¤uÃ�erte sich in diesem Sinne.
Ihre RentenantrÃ¤ge vom 8. Oktober 2015 und 23. Januar 2018 begrÃ¼ndete sie
zwar jeweils unter Auflistung von mehreren, Ã¼berwiegend das internistische
Fachgebiet betreffen Erkrankungen (Morbus Crohn, Struma nodosa,
Lip-/LymphÃ¶dem, Upside-down-Magen mit Zwerchfellhochstand), jedoch rÃ¼ckte
sie schon anlÃ¤sslich ihres jeweiligen Rentenantrags die Cluster-Kopfschmerzen
ganz in den Vordergrund und anlÃ¤sslich der erfolgten gutachtlichen
Untersuchungen beklagte die KlÃ¤gerin in erster Linie allgemeine
KÃ¶rperschmerzen einschlieÃ�lich Cluster-Kopfschmerzen sowie dadurch bedingte
psychische BeeintrÃ¤chtigungen. Auch der Hausarzt der KlÃ¤gerin, S3, sah in seiner
dem SG erteilten Auskunft als sachverstÃ¤ndiger Zeuge vom 19. September 2018
die fÃ¼r die Beurteilung der beruflichen LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin
maÃ�geblichen Leiden auf dem Fachgebiet der Psychiatrie bzw. Psychosomatik. In
diesem Sinne Ã¤uÃ�erte sich S3 schon in dem Verfahren S 12 R 2442/16.
Ausweislich seiner in jenem Verfahren erteilten Auskunft vom 12. September 2016
sah er auch seinerzeit die fÃ¼r das berufliche LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin
maÃ�geblichen Leiden auf dem Fachgebiet der Psychiatrie. 

Von neurologisch-psychiatrischer Seite leidet die KlÃ¤gerin an depressiven
StÃ¶rungen, einer somatoformen StÃ¶rung sowie an phasenweise auftretenden
Cluster-Kopfschmerzen.

In Bezug auf die depressive Symptomatik geht der Senat von einer rezidivierenden
depressiven StÃ¶rung aus. Hierbei handelt es sich um eine StÃ¶rung, die durch
wiederholte depressive Episoden charakterisiert ist. Die Erkrankung verlÃ¤uft in
Phasen, wobei die depressive Symptomatik, die Dauer und die HÃ¤ufigkeit einen
unterschiedlichen AusprÃ¤gungsgrad haben kÃ¶nnen. Solche Schwankungen sind
auch bei der KlÃ¤gerin belegt. So zeigte sich anlÃ¤sslich der Untersuchung durch D
am 14. Dezember 2015 lediglich eine leichte depressive Verstimmung, die nach den
AusfÃ¼hrungen der Gutachterin nicht den AusprÃ¤gungsgrad einer leichten
depressive Episode aufwies, und von ihr daher Ã¼berzeugend der Diagnose einer
Dysthymie zugeordnet wurde. Auch R fand anlÃ¤sslich seiner Untersuchung am 16.
Februar 2017 nur ein subdepressives (leicht depressives) Stimmungsbild, das
seinen AusfÃ¼hrungen zufolge am ehesten Ausdruck einer Dysthymie war. Insoweit
machte er deutlich, dass es hinsichtlich der von S3 in seiner zuvor erteilten
Auskunft als sachverstÃ¤ndiger Zeuge angegebenen mittelgradigen depressiven
Episode bis zum Zeitpunkt seiner Untersuchung zu einer Besserung gekommen ist.
FÃ¼r den Zeitpunkt der Aufnahme ist die R1klinik B1 am 9.Â Oktober 2017 ist im
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entsprechenden Entlassungsbericht vom 23. Oktober 2017 wiederum eine
mittelgradige Episode einer rezidivierenden depressiven StÃ¶rung dokumentiert,
die mit einer akuten Exacerbation der Schmerzsituation in Zusammenhang
gebracht wurde. Nachfolgend ging auch N aufgrund des anlÃ¤sslich seiner
Untersuchung am 21. Oktober 2019 erhobenen psychopathologischen Befundes von
einer rezidivierenden depressiven StÃ¶rung, derzeit mittelgradige Episode, aus.
Nach seinen AusfÃ¼hrungen stand im Vordergrund eine gedrÃ¼ckte Stimmung mit
Freudlosigkeit und beklagter Antriebslosigkeit. Zudem fand er kognitive
FunktionsstÃ¶rungen und ein vermindertes SelbstwertgefÃ¼hl und die KlÃ¤gerin
berichtete von DurchschlafstÃ¶rungen. Offenbar verschlechterte sich dieser
Zustand in der Folgezeit. Denn anlÃ¤sslich der Aufnahme der KlÃ¤gerin in der A1
Klinik am 6. November 2019 gingen die behandelnden Ã�rzte von einer
rezidivierenden depressiven StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig schwere Episode, aus. Wie
dem Entlassungsbericht vom 15. Januar 2020 zu entnehmen ist, konnte durch die
Behandlung ein Wiedergewinn von Selbstwirksamkeit, Zuversicht und Hoffnung und
damit eine Besserung der Depression erreicht werden. Auch wenn der
Klinikaufenthalt nach EinschÃ¤tzung der behandelnden Ã�rzte insgesamt nicht zu
einer deutlichen Symptomentlastung gefÃ¼hrt hat, haben sie den Gesamtverlauf
dennoch als prognostisch gÃ¼nstig angesehen. Diese EinschÃ¤tzung hat sich durch
das vom Senat eingeholte Gutachten des SachverstÃ¤ndigen B2 nachfolgend
eindrÃ¼cklich bestÃ¤tigt. Denn ausweislich des von B2 anlÃ¤sslich seiner
gutachtlichen Untersuchung am 11. Mai 2021 erhobenen psychopathologischen
Befundes war bei der KlÃ¤gerin keine Depression mehr zu diagnostizieren, sondern
(wieder) lediglich noch eine Dysthymie. So hat sich die KlÃ¤gerin bei B2
bewusstseinsklar, in allen QualitÃ¤ten sicher orientiert und im Denken geordnet
gezeigt. Auffassung, Konzentration, MerkfÃ¤higkeit, GedÃ¤chtnis und
Aufmerksamkeit sind in dem mehrstÃ¼ndigen dichten Untersuchungsgang
ungestÃ¶rt gewesen, wobei die KlÃ¤gerin sehr prÃ¤zise auch lange
zurÃ¼ckliegende Themen in dem GesprÃ¤ch auch beilÃ¤ufig wieder hat aufgreifen
kÃ¶nnen. Die KlÃ¤gerin hat sich spontan im Kontakt und auch spontan in der
Konversation gezeigt. Insgesamt hat der SachverstÃ¤ndige keinerlei Hinweise fÃ¼r
eine hirnorganische LeistungsstÃ¶rung, keinen Anhalt fÃ¼r anders begrÃ¼ndete
kognitive StÃ¶rungen oder fÃ¼r intellektuelle Defizite gesehen. Nach seinen
weiteren AusfÃ¼hrungen haben sich keine WahrnehmungsstÃ¶rungen, keine Ich-
StÃ¶rungen, keine paranoiden Inhalte und auch im LÃ¤ngsschnitt keine Hinweise
fÃ¼r eine psychotische Erkrankung gezeigt. Es fanden sich auch keine
Ã¼berwertigen Ideen oder ZwÃ¤nge. B2 hat die KlÃ¤gerin als lebendig und
inhaltlich auslenkbar beschrieben und folgerichtig eine richtungsweisende
depressive Einengung verneint. Er hat die KlÃ¤gerin durchaus schwÃ¤rmend erlebt,
engagiert berichtend, lebendig schildernd, Ã¼ber lange Strecken auch in einem
unkomplizierten Plauderton sowie authentisch humorvoll, wenngleich auch eine
affektive LabilitÃ¤t festzustellen war. 

Die KlÃ¤gerin leidet darÃ¼ber hinaus an einer somatoformen SchmerzstÃ¶rung.
Diese zeigt sich in einem multilokulÃ¤ren Schmerzsyndrom mit Schmerzen u.a. im
Bereich des KÃ¶rperstamms und der ExtremitÃ¤ten, ohne dass die von der
KlÃ¤gerin beklagten Schmerzen hinreichend auf einen somatischen Befund
zurÃ¼ckzufÃ¼hren sind. Von einer solchen StÃ¶rung sind sÃ¤mtliche Gutachter
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bzw. SachverstÃ¤ndigen ausgegangen, die in dem anhÃ¤ngigen Rechtsstreit und
dem frÃ¼heren Rentenverfahren mit den BeeintrÃ¤chtigungen der KlÃ¤gerin
befasst waren, so namentlich D, R, N und B2. Soweit D und die behandelnden
Ã�rzte der R1klinik B1 die vorliegende SchmerzstÃ¶rung der Diagnose einer
chronischen SchmerzstÃ¶rung mit somatischen und psychischen Faktoren
zugeordnet haben, kann die zutreffende diagnostische Einordnung dahingestellt
bleiben. Denn fÃ¼r die im Rahmen des anhÃ¤ngigen Verfahrens zu beurteilende
LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin ist nicht die exakte Diagnose einer Erkrankung
von Bedeutung, sondern vielmehr die hieraus resultierenden
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen und deren Auswirkungen auf die berufliche
LeistungsfÃ¤higkeit. 

Bei der KlÃ¤gerin kommt es darÃ¼ber hinaus immer wieder zu einer
Kopfschmerzsymptomatik, die erstmals im Jahr 2007 als Cluster-Kopfschmerzen
diagnostiziert wurden. Diese treten periodisch auf, wobei sie â�� so die Angaben
der KlÃ¤gerin â�� bis zum Jahr 2013 einmal jÃ¤hrlich fÃ¼r einen Zeitraum von ca.
sieben Wochen auftraten. In den Jahren 2014 und 2015 erhÃ¶hte sich die Frequenz
auf zweimal jÃ¤hrlich, wobei eine Schmerzepisode sich im Jahr 2015 auf ca. 12
Wochen erhÃ¶hte. Nach weiterer ErhÃ¶hung der Anfallsfrequenz (auf sieben bis
acht jÃ¤hrlich, teilweise mit wochenlange Dauer; vgl. anamnestische Angaben der
KlÃ¤gerin Bl. 243 Verwaltungsakte [VerwA], Ã�rztlicher Teil [Ã�T]) wurde die
KlÃ¤gerin im Rahmen einer stationÃ¤ren multimodalen Schmerztherapie vom 9. bis
20. Oktober 2017 in der R1klinik B1 behandelt. Dabei kam es ausweislich des
Entlassungsberichts des K vom 23. Oktober 2017 unter einer Verapamil-
Langzeitprophylaxe zu einer deutlichen Symptomverbesserung. Soweit die
KlÃ¤gerin im Widerspruchsverfahren noch geltend gemacht hatte, die Cluster-
Kopfschmerzen hÃ¤tten durch die multimodale Schmerztherapie nicht gebessert
werden kÃ¶nnen, trifft dies ersichtlich nicht zu. Denn im weiteren Verlauf hat die
KlÃ¤gerin eine Besserung der Symptomatik selbst bestÃ¤tigt. So gab die KlÃ¤gerin
anlÃ¤sslich der gutachtlichen Untersuchung durch den SachverstÃ¤ndigen N am 21.
Oktober 2019 im Hinblick auf die Cluster-Kopfschmerzen an, dass diese noch etwa
zweimal jÃ¤hrlich auftrÃ¤ten und eine letzte Attacke im Mai 2019 acht Wochen lang
angehalten habe (Bl. 78 SG-Akte). Seit Januar 2019 sei sie zudem therapeutisch
neben Sauerstoff auch auf Cannabis eingestellt, wodurch die Kopfschmerzen
seltener auftrÃ¤ten und auch die Phasen verkÃ¼rzt seien. Soweit die KlÃ¤gerin
anlÃ¤sslich ihres Rentenantrags vom 23.Â Januar 2018 noch angegeben hatte, zur
Zeit trÃ¤ten drei- bis viermal jÃ¤hrlich SchÃ¼be fÃ¼r mindestens elf Wochen auf,
kann sich diese Angabe nur auf die Vergangenheit, d.h. auf die Zeit vor
Rentenantragstellung (23. Januar 2018) bezogen haben, mithin auf den Zustand,
der im Oktober 2017 mitursÃ¤chlich fÃ¼r die stationÃ¤re Aufnahme in die R1klinik
B1 zur multimodalen Schmerztherapie war. All dies macht deutlich, dass durch die
eingeleiteten Behandlungen im vorliegend zu beurteilenden Zeitraum ab
Rentenantragstellung bereits eine deutliche Symptomverbesserung vorlag und die
periodisch auftretenden Schmerzattacken weder in der Anzahl noch ihrer jeweiligen
Dauer das AusmaÃ� erreichten, wie es die KlÃ¤gerin noch anlÃ¤sslich ihrer
Rentenantragstellung (SchÃ¼be drei- bis viermal jÃ¤hrlich fÃ¼r mindestens elf
Wochen) angegeben hatte. 
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Aus den AuskÃ¼nften der vom Senat als sachverstÃ¤ndige Zeugen angehÃ¶rten H
und F1vom 19. November und 17.Â Dezember 2020 lÃ¤sst sich nichts
Abweichendes herleiten. Das von H beschriebene durchgehend depressiv
Ã¤ngstliche Beschwerdebild, das sich beim Auftreten massiver Cluster-
Kopfschmerzen verschlechtert habe, entspricht dem oben dargelegten wechselnden
Beschwerdebild. Soweit H als Diagnose eine schwere depressive StÃ¶rung
angegeben hat, hat sie weder den Zeitpunkt noch die der Diagnose zu Grunde
liegenden Befunde angegeben, weshalb schon im Hinblick auf die mitgeteilte
Behandlungsfrequenz (seit November 2015 zumindest einmal pro Quartal) Zweifel
bestehen, ob die Diagnose in der angegebenen Schwere tatsÃ¤chlich Ã¼ber den
gesamten Behandlungszeitraum gestellt wurde. Denn bei einem schweren
depressiven Zustandsbild wÃ¤re eine engmaschige, ggf. wÃ¶chentliche Behandlung
und u.U. eine stationÃ¤re Einweisung zu erwarten, nicht jedoch lediglich
quartalsweise Vorstellungen, zumal die KlÃ¤gerin sich seinerzeit auch nicht in
psychotherapeutischer Behandlung befand. Eine solche Behandlung hat sie â�� so
ihre Angaben gegenÃ¼ber dem SachverstÃ¤ndigen B2 â�� erst im Februar 2021
aufgenommen. Im Ã�brigen ergibt sich auch aus den von der KlÃ¤gerin im
erstinstanzlichen Verfahren vorgelegten Arztbriefen der H vom 25. MÃ¤rz und 14.
Mai 2019 (Bl.Â 63, 68 SG-Akte), dass jedenfalls zu dieser Zeit keine schwere
depressive StÃ¶rung bestand. Denn diese weisen als Diagnose jeweils eine
rezidivierende depressive StÃ¶rung, gegenwÃ¤rtig mittelgradige Episode aus. Eine
schwere depressive StÃ¶rung ist im Ã�brigen auch nicht in der umfangreichen
Diagnoseliste aufgefÃ¼hrt, die S3 seiner dem SG erteilten Auskunft als
sachverstÃ¤ndiger Zeuge vom 19.Â September 2018 voranstellte. In dem
beigefÃ¼gten Ausdruck der elektronisch gefÃ¼hrten Kartei findet sich die Diagnose
einer schweren depressiven Episode letztmals am 17. Januar 2018, also wenige
Tage vor Rentenantragstellung. Die von der KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren
vorgelegte Patientendatei des S3 weist im Ã�brigen lediglich fÃ¼r die Vorstellung
der KlÃ¤gerin am 30. September 2019 eine schwere depressive Episode aus. Bereits
anlÃ¤sslich der Wiedervorstellung am 8. Oktober 2019 dokumentierte S3 nur noch
eine mittelgradige depressive Episode.

Soweit die KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren darauf hingewiesen hat, dass sie
ausweislich des Entlassungsberichts der A1 Klinik vom 15. Januar 2020 am Vollbild
einer (bislang wohl unbekannten) posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung leide,
kann der Senat dahingestellt sein lassen, ob bei der KlÃ¤gerin tatsÃ¤chlich eine
Symptomatik vorliegt, die diese Diagnose rechtfertigen wÃ¼rde. Typische
Merkmale einer posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung sind das wiederholte
Erleben des Traumas in sich aufdrÃ¤ngenden Erinnerungen (Nachhallerinnerungen,
Flashbacks), TrÃ¤umen oder AlbtrÃ¤umen, die vor dem Hintergrund eines
andauernden GefÃ¼hls von BetÃ¤ubtsein und emotionaler Stumphheit auftreten.
Ferner finden sich GleichgÃ¼ltigkeit gegenÃ¼ber anderen Menschen,
Teilnahmslosigkeit der Umgebung gegenÃ¼ber, Freudlosigkeit sowie Vermeidung
von AktivitÃ¤ten und Situationen, die Erinnerungen an das Trauma wachrufen
kÃ¶nnten (vgl. F 43.1 ICD-10). Angesichts des von ihm anlÃ¤sslich seiner
Untersuchung erhobenen Befundes (lebendig auslenkbar, authentischer Humor,
herzlich lachend, schwÃ¤rmende Schilderungen) hat der SachverstÃ¤ndige B2 zu
Recht darauf hingewiesen, dass sich bei der KlÃ¤gerin eine entsprechende
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Symptomatik in der Untersuchungssituation nicht abgebildet hat. Zudem hat er
Ã¼ber die Angabe der KlÃ¤gerin berichtet, dass die der posttraumatischen
BelastungsstÃ¶rung zugeschriebenen StÃ¶rungen bereits seit zumindest 15 Jahren
bestÃ¼nden. In diesem Zeitraum war die KlÃ¤gerin jedoch vollschichtig beruflich
tÃ¤tig, so dass die Symptomatik auch frÃ¼her schon einer beruflichen TÃ¤tigkeit
nicht entgegenstand. Die Diagnose einer posttraumatischen BelastungsstÃ¶rung
hat im Ã�brigen nicht die Konsequenz eines auf ein rentenberechtigendes AusmaÃ�
abgesunkenen LeistungsvermÃ¶gens. Wie bereits dargelegt ist fÃ¼r die zu
beurteilende LeistungsfÃ¤higkeit nicht die Diagnose einer Erkrankung von
Bedeutung, sondern vielmehr die hieraus resultierenden
FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen und deren Auswirkungen auf die berufliche
LeistungsfÃ¤higkeit.

Von internistischer Seite leidet die KlÃ¤gerin an einen Morbus Crohn, einem
Lip-/LyphÃ¶dem, einer Adipositas, einem Asthma bronchiale sowie einem Z.n.
wiederholten Bauch- bzw. Bauchwandeingriffen und von orthopÃ¤discher Seite
kommt es immer wieder zu HalswirbelsÃ¤ulen(HWS)- und
LendenwirbelsÃ¤ulen(LWS)-Syndromen, was der Senat der Auskunft des S3 als
sachverstÃ¤ndiger Zeuge vom 19. September 2018, den Entlassungsberichten der
R1klinik B1 vom 23. Oktober 2017 und der A1 Klinik vom 5.Â Januar 2020 sowie
dem Gutachten des SachverstÃ¤ndigen B2 entnimmt. 

(2) Die festgestellten GesundheitsstÃ¶rungen schrÃ¤nken das berufliche
LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin in qualitativer Hinsicht ein. So kommen im
Hinblick auf die psychischen BeeintrÃ¤chtigungen, insbesondere die somatoforme
SchmerzstÃ¶rung lediglich noch leichte TÃ¤tigkeiten ohne Heben und Tragen von
Lasten Ã¼ber 10 kg in Betracht. Ausgeschlossen sind darÃ¼ber hinaus
TÃ¤tigkeiten, die ein andauerndes Stehen und Gehen erfordern, TÃ¤tigkeiten mit
gleichfÃ¶rmigen KÃ¶rperhaltungen im HWS- und LWS-Bereich sowie TÃ¤tigkeiten
auf Leitern und GerÃ¼sten. Zu vermeiden sind ferner TÃ¤tigkeiten unter Stress und
Zeitdruck, wie Akkord-, FlieÃ�band-, Schicht- und Nachtarbeiten, TÃ¤tigkeiten mit
Publikumsverkehr sowie Arbeiten unter nervlicher Belastung. Der Senat stÃ¼tzt
sich insoweit auf die Gutachten der SachverstÃ¤ndigen N und B2. 

(3) Die bei der KlÃ¤gerin als rentenrelevant zu berÃ¼cksichtigenden
GesundheitsstÃ¶rungen fÃ¼hren jedoch nicht zu einem Absinken des
tatsÃ¤chlichen RestleistungsvermÃ¶gens auf ein unter sechsstÃ¼ndiges MaÃ�; sie
ist weiterhin in der Lage, zumindest leichte TÃ¤tigkeiten des allgemeinen
Arbeitsmarkts sechs Stunden und mehr tÃ¤glich auszuÃ¼ben. Der Senat stÃ¼tzt
sich auch insoweit auf die Ã¼berzeugenden Gutachten der SachverstÃ¤ndigen N
und B2, die unter BerÃ¼cksichtigung qualitativer EinschrÃ¤nkungen von einem
zumindest sechsstÃ¼ndigen beruflichen LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte
TÃ¤tigkeiten ausgegangen sind. Auch die in dem frÃ¼heren Rentenverfahren von
der Beklagten im Verwaltungsverfahren hinzugezogene Gutachterin D und der im
nachfolgenden Klageverfahren S 12 R 2442/16 mit einer Begutachtung beauftragte
SachverstÃ¤ndige R Ã¤uÃ�erten sich in diesem Sinne. 

Die von psychiatrischer Seite vorliegenden GesundheitsstÃ¶rungen erreichen
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keinen Schweregrad, der zum Absinken des RestleistungsvermÃ¶gens der KlÃ¤gerin
auf ein unter sechsstÃ¼ndiges AusmaÃ� fÃ¼hren wÃ¼rde. Der Schweregrad
psychischer Erkrankungen und somatoformer SchmerzstÃ¶rungen wird aus den
daraus resultierenden Defiziten im Hinblick auf die Tagesstrukturierung, das
allgemeine Interessenspektrum und die soziale InteraktionsfÃ¤higkeit abgeleitet
und daran gemessen (Senatsurteile vom 29.Â Januar 2021 â��Â L 4 R 238/20Â â��
und 26. MÃ¤rz 2021 â�� L 4 R 807/20 â�� jeweils n.v.; vgl. LSG Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 11.Â Oktober 2018 â��Â L 7 R 446/18Â â�� juris,
Rn.Â 37). Nach diesen MaÃ�stÃ¤ben spricht insbesondere die von B2 erhobene
ausfÃ¼hrliche Tagesstrukturierung und soziale Interaktion gegen ein Absinken der
LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin auf ein AusmaÃ� von weniger als sechs Stunden
tÃ¤glich. So erledigt die KlÃ¤gerin HaushaltstÃ¤tigkeiten, versorgt ihre beiden
Hunde, mit denen sie SpaziergÃ¤nge unternimmt, liest viel, schaut Fernsehen,
besucht Gottesdienste und unterhÃ¤lt seit ihrem Umzug im Juli 2020 engen Kontakt
zu Familienmitgliedern, insbesondere ihrer Schwester, von der sie regelmÃ¤Ã�ige
Besuche erhÃ¤lt. Auch trifft sie neben einer engen Freundin, mit der sie abends u.a.
SpaziergÃ¤nge mit den Hunden macht, einen Film anschaut oder kocht, wieder alte
Freunde von frÃ¼her, mit denen sie auch telefonisch Kontakt hÃ¤lt. All dies zeigt
eine fortdauernde FÃ¤higkeit zum Zeitmanagement, ein allgemeines
Interessespektrum und eine soziale InteraktionsfÃ¤higkeit. 

Gegen eine zeitlich eingeschrÃ¤nkte LeistungsfÃ¤higkeit sprechen auch die von
dem SachverstÃ¤ndigen B2 anlÃ¤sslich seiner Untersuchung erhobenen Befunde.
So hat B2 die KlÃ¤gerin als bewusstseinsklar, sicher in allen QualitÃ¤ten orientiert,
im Denken formal geordnet und hinsichtlich Auffassung, Konzentration,
MerkfÃ¤higkeit, GedÃ¤chtnis und Aufmerksamkeit als ungestÃ¶rt beschrieben. Die
KlÃ¤gerin hat nach den AusfÃ¼hrungen des B2 selbst im Rahmen der
Ã¼berdurchschnittlich langen Untersuchung (9:30 Uhr bis 14:20 Uhr) bis zuletzt
eine ungestÃ¶rte Antriebslage und keine ErschÃ¶pfung gezeigt, wobei allein schon
das GesprÃ¤ch von 10:45 Uhr bis 13:35 Uhr gedauert hat, ohne dass eine
Unterbrechung erforderlich geworden ist. Dies weist auf ein ungestÃ¶rtes
DurchhaltevermÃ¶gen hin und spricht gegen eine Minderbelastbarkeit. 

SchlieÃ�lich fÃ¼hren auch die phasenweise auftretenden Cluster-Kopfschmerzen
nicht zu einer andauernden quantitativen Leistungsminderung. Soweit diese trotz
der eingesetzten BehandlungsmaÃ�nahmen zeitweise erhebliche
BeeintrÃ¤chtigungen bedingen, kÃ¶nnen diese zwar dazu fÃ¼hren, dass die
KlÃ¤gerin immer wieder krankheitsbedingt nicht arbeitsfÃ¤hig ist, eine
Leistungsminderung â��auf nicht absehbare Zeitâ�� resultiert hieraus jedoch nicht.
Der Senat vermag insbesondere nicht festzustellen, dass derartige
ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten ein solches AusmaÃ� erreichen, dass die der KlÃ¤gerin
wÃ¤hrend eines Arbeitsjahres mÃ¶gliche Arbeitsleistung den Mindestanforderungen
nicht mehr entspricht. Das Bundessozialgericht hat dies angenommen, wenn der
Versicherte die Arbeitsleistung fÃ¼r einen Zeitraum von mehr als 26 Wochen im
Jahr gesundheitsbedingt nicht mehr erbringen kann (BSG, Urteil vom 21 Juli 1992
â��Â 4 RA 13/91 â�� juris). DarÃ¼ber hinaus sind hÃ¤ufige, zeitlich nicht genau
festliegende (nicht â��einplanbareâ��), mit einer vollstÃ¤ndigen
LeistungsunfÃ¤higkeit verbundene ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten den â��unÃ¼blichen
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Arbeitsbedingungenâ�� zuzuordnen, d.h. GesundheitsstÃ¶rungen mit
entsprechenden ArbeitsunfÃ¤higkeiten kÃ¶nnen schwere spezifische
LeistungseinschrÃ¤nkungen darstellen (BSG, Beschluss vom 31. Oktober 2012Â â��
B 13 R 107/12 BÂ â�� juris, Rn. 16). Der Senat kann nicht feststellen, dass dies
vorliegend der Fall ist. Der KlÃ¤gerin ist deswegen auch keine
VerweisungstÃ¤tigkeit zu benennen (vgl. BSG, a.a.O., Rn. 17).

In diesem Zusammenhang ist zu berÃ¼cksichtigen, dass der Senat seiner
Entscheidung die eigenen Angaben der KlÃ¤gerin zum AusmaÃ� ihres
Beschwerdebildes nicht zugrunde zu legen vermag. Denn insoweit bestehen
erhebliche Zweifel, ob die Angaben der KlÃ¤gerin das AusmaÃ� ihrer
BeeintrÃ¤chtigungen zutreffend widerspiegeln. So hat der vom Senat mit einer
Begutachtung der KlÃ¤gerin beauftragte SachverstÃ¤ndige B2 dargelegt, dass sich
anlÃ¤sslich seiner gutachterlichen Untersuchung in mehrfacher Hinsicht Hinweise
auf nicht authentische Beschwerdeangaben der KlÃ¤gerin ergeben haben. Dabei
hat die KlÃ¤gerin trotz einem zuvor vorhanden gewesenen normalen Gangbild und
einer regelrechten Kraftentwicklung bei der klinischen Untersuchung im Rahmen
der nachfolgenden neuromyographischen Untersuchung der unteren ExtremitÃ¤ten
eine komplette â��Plegieâ�� dargeboten und bei der Aufforderung zum FuÃ�
anheben nicht einmal eine Kraftentwicklung angedeutet. Auch nach der Entfernung
der Elektrode hat sie â�� so die weiteren AusfÃ¼hrungen des B2 â�� zunÃ¤chst
weiterhin eine komplette Plegie fÃ¼r FuÃ�heber und -senker und Zehenheber und
-senker dargeboten, bei allerdings wenige Sekunden spÃ¤ter wieder regelrechter
Kraftentwicklung. Nach den Ã¼berzeugenden AusfÃ¼hrungen des B2 ist dieser
Befund nicht organneurologisch zu erklÃ¤ren und daher als bewusstseinsnah
einzustufen. Erhebliche AuffÃ¤lligkeiten zeigten sich darÃ¼ber hinaus bei der vom
SachverstÃ¤ndigen durchgefÃ¼hrten testpsychologischen Untersuchung. B2 hat
dabei den Strukturierten Fragebogen Simulierter Symptome (SFSS) eingesetzt,
einen Beschwerdevalidierungstest zum Erkennen simulierter Symptome. Die
KlÃ¤gerin erreichte dabei einen Gesamtscore von 32, der bei einem Cut-off-Wert
von 16 nach den AusfÃ¼hrungen des B2 als â��extremstâ�� ausgeprÃ¤gter
Hinweis fÃ¼r nicht authentische Beschwerdeangaben bzw. eine Simulation zu
interpretieren ist. AuffÃ¤lligkeiten hat B2 gerade auch im Hinblick auf die beklagten
Cluster-Kopfschmerzen beschrieben und darauf hingewiesen, dass die Diagnose
zwangslÃ¤ufig allein Ã¼ber eine Anamneseerhebung gestellt werden kann. Insoweit
hat der SachverstÃ¤ndige ausgefÃ¼hrt, dass die Semiologie der von der KlÃ¤gerin
als Druck beschriebenen KopfschmerzqualitÃ¤t als eher ungewÃ¶hnlich anzusehen
ist, insbesondere aber der von der KlÃ¤gerin vorgebrachte Aspekt ungewÃ¶hnlich
erscheine, dass diese Kopfschmerzen bereits seit 16 Jahren regelhaft auftreten,
ohne dass es â�� so ihre weiteren AngabenÂ â�� zu relevanten
ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten gekommen ist. Die KlÃ¤gerin konnte dementsprechend
im Zeitraum von MÃ¤rz 2010 bis August 2015 trotz beklagter Cluster-
Kopfschmerzen als BÃ¼rofachkraft berufstÃ¤tig sein.

Soweit die KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren geltend gemacht hat, das SG habe sich
zu Unrecht nicht auf die erwÃ¤hnte Auskunft des S3 als sachverstÃ¤ndiger Zeuge
gestÃ¼tzt, ist darauf hinzuweisen, dass dessen Auskunft Anlass war, ein Gutachten
bei dem SachverstÃ¤ndigen N einzuholen. Allerdings hat N Ã¼berzeugend
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dargelegt, dass die gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigungen der KlÃ¤gerin kein
AusmaÃ� erreichen, das der AusÃ¼bung einer zumindest sechsstÃ¼ndigen
beruflichen TÃ¤tigkeit entgegensteht. 

(4) Ob der KlÃ¤gerin ein Arbeitsplatz vermittelt werden kann oder nicht, ist fÃ¼r
den geltend gemachten Anspruch auf Rente wegen Erwerbsminderung nicht
erheblich. Die jeweilige Arbeitsmarktlage ist nicht zu berÃ¼cksichtigen (Â§ 43 Abs.
3 SGB VI). MaÃ�gebend ist, ob die KlÃ¤gerin mit dem ihr verbliebenen
RestleistungsvermÃ¶gen â�� wenn auch mit qualitativen EinschrÃ¤nkungen â�� in
der Lage ist, zumindest kÃ¶rperlich leichte TÃ¤tigkeiten arbeitstÃ¤glich fÃ¼r
mindestens sechs Stunden zu verrichten, sie also in diesem zeitlichen Umfang unter
den Ã¼blichen Bedingungen des allgemeinen Arbeitsmarkts erwerbstÃ¤tig sein
kann, wovon im Regelfall ausgegangen werden kann (vgl. z.B. BSG, Urteil vom 19.
Oktober 2011 â�� B 13 R 78/09 R â�� juris, Rn. 31). Dies bejaht der Senat wie zuvor
dargelegt.

(5) Eine Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen oder eine
schwere spezifische Leistungsbehinderung liegen nicht vor. In einem solchen Fall
kann der Arbeitsmarkt selbst bei einem noch vorhandenen sechsstÃ¼ndigen
LeistungsvermÃ¶gen ausnahmsweise als verschlossen gelten (vgl. BSG, Urteil vom
11. Dezember 2019Â â�� B 13 R 7/18 RÂ â�� juris, Rn. 29 ff. m.w.N.). Dem liegt der
Gedanke zugrunde, dass eine Verweisung auf noch vorhandenes
RestleistungsvermÃ¶gen nur dann mÃ¶glich ist, wenn nicht nur die theoretische
MÃ¶glichkeit besteht, einen entsprechenden Arbeitsplatz zu erhalten.

Dies ist hier nicht der Fall. Die qualitativen LeistungseinschrÃ¤nkungen der
KlÃ¤gerin (siehe oben) sind nicht als ungewÃ¶hnlich zu bezeichnen. Darin ist weder
eine schwere spezifische Leistungsbehinderung noch eine Summierung
ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen zu sehen. Eine schwere spezifische
Leistungsbehinderung liegt nur vor, wenn bereits eine erhebliche
(krankheitsbedingte) Behinderung ein weites Feld von VerweisungsmÃ¶glichkeiten
versperrt. Hierzu kÃ¶nnen â�� unter besonderer BerÃ¼cksichtigung der jeweiligen
EinzelfallumstÃ¤nde â�� beispielsweise EinÃ¤ugigkeit, Einarmigkeit und
EinschrÃ¤nkungen der Arm- und Handbeweglichkeit sowie besondere
Schwierigkeiten hinsichtlich der GewÃ¶hnung und Anpassung an einen neuen
Arbeitsplatz zÃ¤hlen (vgl. BSG, Urteil vom 9. Mai 2012 â�� B 5 R 68/11 R â�� juris,
Rn. 28 m.w.N.). Keine dieser Fallkonstellationen ist hier gegeben. Die von der
KlÃ¤gerin angegebenen hÃ¤ufigen ArbeitsunfÃ¤higkeitszeiten stellen â�� wie
bereits dargelegt (vgl. Nr. 2 b) (3)) â�� im vorliegenden Fall ebenfalls keine schwere
spezifische Leistungsbehinderung dar. 

(6) Auch die WegefÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin war und ist gegeben. Neben der zeitlich
ausreichenden Einsetzbarkeit eines Versicherten am Arbeitsplatz gehÃ¶rt zur
ErwerbsfÃ¤higkeit auch das VermÃ¶gen, eine Arbeitsstelle in zumutbarer Zeit
aufsuchen zu kÃ¶nnen. Das BSG hat dieses VermÃ¶gen nur dann fÃ¼r gegeben
erachtet, wenn es dem Versicherten mÃ¶glich ist, Entfernungen von Ã¼ber 500
Metern zu FuÃ� zurÃ¼ckzulegen, weil davon auszugehen ist, dass derartige
Wegstrecken Ã¼blicherweise erforderlich sind, um Arbeitsstellen oder Haltestellen
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eines Ã¶ffentlichen Verkehrsmittels zu erreichen (zum Ganzen z.B. BSG, Urteil vom
17. Dezember 1991 â�� 13/5 RJ 73/90 â�� juris, Rn.Â 16Â ff.; Urteil vom 12.
Dezember 2011 â�� B 13 R 21/10 R â�� juris, Rn. 21 f.; Urteil vom 12.Â Dezember
2011 â�� B 13 R 79/11 R â�� juris, Rn. 19 f.). Die KlÃ¤gerin ist in der Lage, eine
Gehstrecke von 500 Metern viermal in weniger als 20 Minuten tÃ¤glich
zurÃ¼ckzulegen und Ã¶ffentliche Verkehrsmittel zu benutzen. Eine rentenrechtlich
relevante EinschrÃ¤nkung der WegefÃ¤higkeit ist nach den oben genannten
Befunden nicht gegeben. Entsprechend haben die SachverstÃ¤ndigen N und B2 die
WegefÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin auch Ã¼berzeugend bejaht. Das Vorbringen der
KlÃ¤gerin im Berufungsverfahren, wonach sie wegen einer AngststÃ¶rung keine
Ã¶ffentlichen Verkehrsmittel benutzen kÃ¶nne, ist nicht nachvollziehbar. Denn die
KlÃ¤gerin ist durchaus in der Lage, ihre Therapeuten aufzusuchen. 

4. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 Satz 1 SGG.

5. Die Revision war nicht zuzulassen, da GrÃ¼nde hierfÃ¼r (vgl. Â§ 160 Abs. 2 SGG)
nicht vorliegen.

Erstellt am: 04.02.2022

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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